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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AS 210/19 ER (SG Schleswig)
Datum 14.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AS 12/20 B ER / L 3 AS 13/20 B PKH
Datum 10.02.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des Sozialgerichts
Schleswig vom 14. Januar 2020 abgeÃ¤ndert. Die aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs gegen den Bescheid vom 12. Dezember 2019 wird angeordnet. Der
Antragsgegner erstattet dem Antragsteller seine notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten im gerichtlichen Eilverfahren fÃ¼r beide Instanzen. Die Beschwerde gegen
die Versagung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Verfahren vor dem Sozialgericht
wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r
das Verfahren vor dem Landessozialgericht wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

I.

Der am 1974 geborene Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen
Rechtsschutzes die Anordnung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs
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gegen einen Bescheid, mit dem der Antragsgegner laufende Leistungen der
Grundsicherung nach dem Sozialgesetzbuch, Zweites Buch, Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitssuchende (SGB II) wegen mangelnder Mitwirkung auf der Grundlage von Â§
66 Abs. 1 Sozialgesetzbuch, 1. Buch, Allgemeiner Teil (SGB I) entzogen hat.

Der Antragsteller bezieht seit 2005 Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II.
BemÃ¼hungen des Antragsgegners infolge der seit Mitte 2017 bestehenden
ArbeitsunfÃ¤higkeit des Antragstellers, dessen ErwerbsfÃ¤higkeit zu
Ã¼berprÃ¼fen, scheiterten in der Vergangenheit an der fehlenden Mitwirkung des
Antragstellers.

Zuletzt mit Bescheid vom 30. Januar 2019, abgeÃ¤ndert durch Bescheide vom 20.
August 2019 und 23. November 2019, bewilligte der Antragsgegner dem
Antragsteller Leistungen der Grundsicherung nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum
vom 1. MÃ¤rz 2019 bis 29. Februar 2020.

Eine Einladung des Antragsgegners zu einer Ã¤rztlichen/ psychologischen/
psychiatrischen Untersuchung am 28. MÃ¤rz 2019 konnte der Antragsteller, der sich
zu diesem Zeitpunkt in stationÃ¤rer Behandlung befand, nicht wahrnehmen.

Eine weitere Einladung zu einer entsprechenden Untersuchung am 15. Juli 2019
nahm der Antragsteller nicht wahr. Er hat diese Einladung mit Widerspruch und
nachfolgend mit einer Klage angefochten, die bei dem Sozialgericht Schleswig unter
dem Aktenzeichen S AS /19 anhÃ¤ngig ist.

Mit Schreiben vom 25. September 2019 lud der Antragsgegner den Antragsteller
erneut zu einer Ã¤rztlichen/psychologischen/psychiatrischen Untersuchung bei dem
sozialpsychiatrischen Dienst der Stadt F am 10. Oktober 2019 ein. BeigefÃ¼gt war
der Einladung eine Rechtsfolgenbelehrung, in der darauf hingewiesen wurde, dass
der Einladung, zu der der Antragsteller nach Â§ 59 SGB II in Verbindung mit Â§ 309
SGB III verpflichtet sei, zu einer Minderung des Arbeitslosengeldes II in HÃ¶he von
10 % des maÃ�gebenden Regelbedarfs fÃ¼hren wÃ¼rde und der
Minderungsbetrag vorliegend 42,40 EUR betragen wÃ¼rde.

Das Schreiben erhielt darÃ¼ber hinaus den Hinweis, dass die Einladung zugleich
eine Aufforderung zur Mitwirkung nach Â§ 66 Abs. 1 SGB I sei. Es folgte eine
ErlÃ¤uterung zu Â§ 62 SGB I und der Hinweis, dass ohne die Mitwirkung die
ErwerbsfÃ¤higkeit und damit eine Leistungsvoraussetzung nach dem SGB II nicht
hinreichend festgestellt werden kÃ¶nne. Der Antragsteller wurde darauf
hingewiesen, dass, sofern er seiner Mitwirkungspflicht ohne wichtigen Grund nicht
nachkomme, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II
bis zur Nachholung der Mitwirkung nach Â§ 66 SGB I entzogen werden kÃ¶nnten.

Mit Bescheid vom 4. Dezember 2019 minderte der Antragsgegner die Leistungen
des Antragstellers mit Wirkung ab 1. Januar bis 31. MÃ¤rz 2020 monatlich um den
Betrag von 42,40 EUR. Diese Entscheidung stÃ¼tzte er auf Â§ 32 Abs. 1 Satz 2 SGB
II und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, trotz schriftlicher Belehrung Ã¼ber die
Rechtsfolgen sei der Antragsteller zu einem Ã¤rztlichen Untersuchungstermin am
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10. Oktober 2019 ohne wichtigen Grund nicht erschienen.

Mit Bescheid vom 12. Dezember 2019 entzog der Antragsgegner dem Antragsteller
gestÃ¼tzt auf Â§ 66 Abs. 1 SGB I die laufenden Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r
den Zeitraum ab 1. Januar 2020 bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, er habe bei seiner Entscheidung Ermessen
ausgeÃ¼bt. Im Folgenden stellte er den Sachverhalt umfÃ¤nglich da und fÃ¼hrte
aus, trotz umfassender Ermittlungen kÃ¶nne die ErwerbsfÃ¤higkeit, die
Leistungsvoraussetzung nach dem SGB II sei, nicht festgestellt werden. Dies sei von
dem Antragsteller zu vertreten, weil dieser jegliche Mitwirkung verweigern wÃ¼rde.
Es kÃ¶nne auch nicht davon ausgegangen werden, dass dem Antragssteller die
nÃ¶tige Einsicht fehle. Allein aufgrund der Zeitdauer der ArbeitsunfÃ¤higkeit
drÃ¤ngten sich Zweifel an der erforderlichen ErwerbsfÃ¤higkeit auf. Es mÃ¼sse
daher davon ausgegangen werden, dass das Verhalten des Antragstellers darauf
abziele, die Feststellung der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Leistungsbezugs zu verhindern.
GrÃ¼nde die im Rahmen der ErmessensausÃ¼bung zugunsten des Antragstellers
sprechen kÃ¶nnten, habe dieser nicht mitgeteilt.

Am 18. Dezember 2019 erhob der Antragsteller Widerspruch gegen diesen
Bescheid.

Ebenfalls am 18. Dezember 2019 hat der Antragsteller vor dem Sozialgericht
Schleswig die Anordnung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs gegen
den Entziehungsbescheid vom 12. Dezember 2019 beantragt.

Diesen Antrag hat das Sozialgericht Schleswig mit Beschluss vom 14. Januar 2020
abgelehnt und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, nach der vorzunehmenden
summarischen PrÃ¼fung werde der Antragsteller im Hauptsacheverfahren
wahrscheinlich unterliegen. Die Voraussetzungen einer vorlÃ¤ufigen
Leistungsentziehung nach Â§ 66 Abs. 1 SGB I seien erfÃ¼llt. Der vormalige
Zuspruch der Leistungen stehe dem nicht entgegen, den Â§ 66 Abs. 1 SGB I sehe
neben der Versagung auch die nachtrÃ¤gliche Entziehung von Leistungen vor. Der
Antragsgegner habe den Antragsteller bei der Einladung zur Untersuchung auch auf
eine mÃ¶gliche vollstÃ¤ndige Leistungsentziehung nach Â§ 66 Abs. 1 SGB I
hingewiesen.

Die GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das gerichtliche Eilverfahren hat das
Sozialgericht abgelehnt.

Gegen diesen, seinem BevollmÃ¤chtigten am 15. Januar 2020 zugestellten
Beschluss richtet sich die Beschwerde des Antragstellers vom gleichen Tag.

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er vor, er sei der Auffassung, dass die Belehrung des
Beklagten nicht korrekt erfolgt sei. Es fehle an einer einzelfallbezogenen Belehrung.
Die Belehrung suggeriere auch, dass die Rechtsfolgen allein durch
Nichtwahrnehmung des Termins eintreten wÃ¼rden. TatsÃ¤chlich mache Â§ 66 SGB
I die MÃ¶glichkeit einer Entziehung aber davon abhÃ¤ngig, dass die Ermittlung des
Sachverhalts vereitelt oder wesentlich erschwert werde. Nicht zuletzt sei eine
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ordnungsgemÃ¤Ã�e ErmessensausÃ¼bung durch den Beklagten nicht erfolgt. So
habe der Beklagte etwa den Umstand ignoriert, dass er wegen des
MeldeversÃ¤umnisses vom 10. Dezember 2019 bereits eine Sanktion
ausgesprochen habe. Ebenso habe er den versÃ¤umten Meldetermin vom 28.
MÃ¤rz 2019 zur BegrÃ¼ndung der Entscheidung herangezogen, obwohl der KlÃ¤ger
fÃ¼r die VersÃ¤umung dieses Termins einen wichtigen Grund gehabt habe.

Der Antragsteller beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgerichts Schleswig vom 14. Januar 2020 aufzuheben und
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den Bescheid vom 12.
Dezember 2019 anzuordnen sowie ihm fÃ¼r das Verfahren vor dem Sozialgericht
und das Verfahren vor dem Landessozialgericht Prozesskostenhilfe unter
Beiordnung seines BevollmÃ¤chtigten zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Er trÃ¤gt vor, entgegen der Rechtsprechung des erkennenden Senats bestehe kein
Vorrang der Absenkungsregelung nach Â§ 32 SGB II gegenÃ¼ber der Versagung
gemÃ¤Ã� Â§ 66 SGB I. Dies ergebe sich aus dem Urteil des Bundessozialgerichts
vom 14. Mai 2014 im Verfahren B 11 AL 8/13. Ã�berdies sei von einem schlichten
MeldeversÃ¤umnis nicht mehr auszugehen, wenn der Betroffene sich generell
weigere, sich untersuchen zu lassen. Dann kÃ¶nne auf Â§ 66 SGB I
zurÃ¼ckgegriffen werden. So liege der Fall hier. Soweit der Antragsteller formale
Fehler im Verwaltungsverfahren behaupte, sei festzustellen, dass gerade der
angefochtene Entziehungsbescheid eine hinreichende und notwendige
ErmessensausÃ¼bung erkennen lasse. Es liege auch eine einzelfallbezogene
hinreichende Rechtsfolgenbelehrung vor. Er habe nicht nur den Gesetzestext
wiedergegeben, sondern dem Antragsteller konkret und zutreffend aufgezeigt,
welche Rechtsfolgen ein VerstoÃ� nach sich ziehen kÃ¶nne.

ErgÃ¤nzend wird hinsichtlich des Sach- und Streitstandes auf die SchriftsÃ¤tze der
Beteiligten, sowie den weiteren Inhalt der Gerichtsakte und der den Antragssteller
betreffenden Verwaltungsakte des Antragsgegners Bezug genommen.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig und in aus dem Tenor ersichtlichen Umfang auch
begrÃ¼ndet. Die Beschwerde ist insbesondere fristgerecht innerhalb der
Monatsfrist des Â§ 173 Sozialgerichtsgesetz (SGG) beim Landesozialgericht
eingegangen. Der ZulÃ¤ssigkeit der Beschwerde steht der Beschwerdeausschluss
gemÃ¤Ã� Â§ 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG nicht entgegen, denn in der Hauptsache
bedÃ¼rfte die Berufung nicht der Zulassung. Der Beschwerdegrenzwert gemÃ¤Ã� 
Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG wird Ã¼berschritten. Betroffen von der
Entziehungsentscheidung des Antragsgegners sind die Monate Januar und Februar
2020. FÃ¼r diese Monate sind dem Antragssteller jeweils Leistungen in HÃ¶he von
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675,76 EUR gewÃ¤hrt worden. Der Beschwerdewert liegt also deutlich Ã¼ber 750,-
EUR.

GemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag in
den FÃ¤llen, in denen Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende
Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen.
GemÃ¤Ã� Â§ 86 a Abs.2 Nr.4 SGG i.V.m. Â§ 39 SGB II entfÃ¤llt die aufschiebende
Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage bei Verwaltungsakten, die
bestimmte Entscheidungen nach dem SGB II enthalten (u.a Aufhebung,
RÃ¼cknahme, Widerruf, Entziehung, Feststellung einer Minderung, Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit, AnspruchsÃ¼berleitung). Danach entfÃ¤llt die
aufschiebende Wirkung vorliegend. Bei der nach Â§ 86b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGG zu
treffenden Entscheidung Ã¼ber die Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist eine
AbwÃ¤gung des Aussetzungs- und des Vollzugsinteresses vorzunehmen. Die
aufschiebende Wirkung ist in der Regel anzuordnen, wenn das Interesse des
belasteten LeistungsempfÃ¤ngers an der aufschiebenden Wirkung Ã¼berwiegt.
Wenn kein Ã¼berwiegendes Interesse des Antragstellers vorliegt, ist der Antrag
abzulehnen. MaÃ�gebliches Kriterium bei dieser AbwÃ¤gung sind die
Erfolgsaussichten des eingelegten Rechtsbehelfs. Soweit sich der angegriffene
Verwaltungsakt bei der in diesem Verfahren nur mÃ¶glichen summarischen
PrÃ¼fung als rechtswidrig erweist, ist die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs
anzuordnen. Ist der Widerspruch hingegen offensichtlich unzulÃ¤ssig oder die
Anfechtungsklage bzw. der Widerspruch offensichtlich unbegrÃ¼ndet, kommt eine
Aussetzung nicht in Betracht.

Vorliegend fÃ¤llt diese InteressenabwÃ¤gung zugunsten des Antragstellers aus,
denn die Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des gegenstÃ¤ndlichen Bescheides
Ã¼berwiegen. Mit insoweit hinreichender Wahrscheinlichkeit wird das
Widerspruchsverfahren erfolgreich aus Sicht des Antragstellers sein.

Der RechtmÃ¤Ã�igkeit der streitigen Entzugsentscheidung nach Â§ 66 SGB I steht
entgegen, dass der VerstoÃ� gegen die Mitwirkungsobliegenheiten nach Â§Â§ 60 ff
SGB I des Antragstellers gleichzeitig ein nach Â§ 32 Abs. 1 SGB II sanktionierbares
MeldeversÃ¤umnis gemÃ¤Ã� Â§ 59 SGB II beinhaltet. In der
grundsicherungsrechtlichen Rechtsprechung und Literatur wird ganz Ã¼berwiegend
angenommen, dass Â§ 32 SGB II, fÃ¼r den Fall des Nichterscheinens zu einem
angeordneten Ã¤rztlichen Untersuchungstermin, eine Spezialregelung gegenÃ¼ber 
Â§ 66 SGB I enthÃ¤lt, die diese Vorschrift in seinem Anwendungsbereich
verdrÃ¤ngt, sodass der LeistungstrÃ¤ger fÃ¼r die in Â§ 32 SGB II geregelten FÃ¤lle
gehindert ist, nach Â§Â§ 60 ff SGB I vorzugehen (so der erkennende Senat,
Beschluss vom 2. August 2011, L 3 AS 130/11 B ER; Landessozialgericht Sachsen-
Anhalt, Beschluss vom 20. Februar 2009, L 5B 376/08 AS ER; Berlit in LPK SGB 2 6.
Aufl. Â§ 33 Rn. 3; Weber in juris PK Â§ 32 SGB II Rn. 16; Valgolio in Hauck-Noftz Â§
32 SGB II Rn 7a; Knickrehm/Hahn in Eicher/Luik SGB II 4. Aufl. Â§ 32 Rn. 6)

DemgegenÃ¼ber hat das Bundessozialgericht (BSG) in der von dem Antragsgegner
zitierten Entscheidung vom 14. Mai 2014 fÃ¼r das VerhÃ¤ltnis von Â§ 309
Sozialgesetzbuch, 3. Buch, ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) zu Â§Â§ 60 ff SGB I
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ausgefÃ¼hrt, beide Institute seien nebeneinander anwendbar. Eine SpezialitÃ¤t
bestehe im VerhÃ¤ltnis der genannten Regelungen zueinander nicht, denn es
handele sich um zwei verschiedene Rechtsinstitute. Mit der entgegenstehenden
Auffassung in der grundsicherungsrechtlichen Literatur und Rechtsprechung hat
sich das BSG dabei aber nicht auseinandergesetzt, diese nicht einmal zur Kenntnis
genommen und lediglich fÃ¼r bzw. gegen seine Ansicht sprechende Quellen aus
dem Bereich des SGB III zitiert.

Der Senat neigt ebenso wie wohl die oben zitierte und nach der Entscheidung des
BSG nochmals aktualisierte Kommentarliteratur dazu, jedenfalls fÃ¼r den Bereich
bereits gewÃ¤hrter laufender Leistungen nach dem SGB II, die Regelung des Â§ 32
SGB II in ihrem Anwendungsbereich nach wie vor als Spezialvorschrift gegenÃ¼ber
der vorlÃ¤ufigen Entziehung von Leistungen nach dem SGB II gemÃ¤Ã� Â§ 66 SGB II
anzusehen.

Zwar haben die Meldepflichten nach Â§ 59 SGB II und Â§ 309 SGB III die gleiche
gesetzliche Grundlage, eine unterschiedliche Handhabung der VerstÃ¶Ã�e gegen
diese Meldepflicht im VerhÃ¤ltnis zu Rechtsvorschriften des Allgemeinen Teils des
Sozialgesetzbuchs liegt aber nahe, da MeldeversÃ¤umnisse in den Rechtskreisen
des SGB II und des SGB III auch ganz unterschiedliche Rechtsfolgen haben (Ã¤hnlich
wohl auch Valgolio aaO). WÃ¤hrend im SGB II nach Â§ 32 SGB II eine Minderung des
Regelbedarfs, also neben den Unterkunftskosten in der Regel nur eines Teils der
insgesamt nach dem SGB II zustehenden Leistungen, um 10 % vorgesehen ist, dem
LeistungsempfÃ¤nger also der weit Ã¼berwiegende Teil der Leistungen erhalten
bleibt, sieht Â§ 159 Abs. 1 Nr. 6, Abs. 6 SGB III den Eintritt einer Sperrzeit, also eines
vollstÃ¤ndig leistungslosen Zustandes, wenn auch nur fÃ¼r eine Woche, vor. Diese
unterschiedlichen Rechtsfolgen erscheinen im Hinblick auf die unterschiedlichen
Zielrichtungen der Regelungssysteme SGB II und SGB III auch angemessen, denn
das SGB II verfolgt auch das Ziel, der Sicherung des grundsicherungsrechtlichen
Bedarfs, wÃ¤hrend dieses Ziel dem SGB III fremd ist. Das verfassungsrechtlich
geschÃ¼tzte Grundrecht auf ein soziokulturelles Existenzminimum ist somit auch
bei Ausgestaltung des Leistungssystems des SGB III nicht zu berÃ¼cksichtigen, im
SGB II aber gerade schon.

Ferner ist zu berÃ¼cksichtigen, dass das Fehlen der VerfÃ¼gbarkeit im Sinne von 
Â§ 138 Abs. 1 Nr. 3 SGB III, welches bei der Entscheidung des BSG vom 14. Mai
2014 im Raum stand, trÃ¤gerÃ¼bergreifend andere Rechtsfolgen hat, als das hier
infrage stehende Fehlen der ErwerbsfÃ¤higkeit im Sinne von Â§ 8 SGB II. WÃ¤hrend
bei fehlender VerfÃ¼gbarkeit kein sozialversicherungsrechtlicher
Leistungsanspruch auf Arbeitslosengeld nach dem SGB III besteht, dient das
Merkmal der ErwerbsfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 8 SGB II primÃ¤r zur Abgrenzung
unterschiedlicher, paralleler Leistungssysteme im Grundsicherungsrecht. Anders als
etwa bei fehlender HilfebedÃ¼rftigkeit fÃ¼hrt die fehlende ErwerbsfÃ¤higkeit eines
Grundsicherungsleistungsbeziehers in der Regel nicht dazu, dass er seinen
Anspruch auf Grundsicherungsleistung gÃ¤nzlich verliert, sondern entweder einen
Leistungsanspruch nach dem Sozialgesetzbuch, 12. Buch, Sozialhilfe (SGB XII) in
meist gleicher HÃ¶he bei ansonsten annÃ¤hernd gleichen Voraussetzungen erwirbt
oder aber bei Bestehen einer Bedarfsgemeinschaft mit einem erwerbsfÃ¤higen
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HilfebedÃ¼rftigen weiterhin Leistungen nach dem SGB II erhÃ¤lt.

Soweit das Nichterscheinen zu einem Ã¤rztlichen Untersuchungstermin, welches
nur nach Â§ 32 SGB II zu sanktionieren ist, von der grundsÃ¤tzlichen Weigerung,
sich untersuchen zu lassen, abzugrenzen ist, welche zur Erteilung eines Bescheides
nach Â§ 66 SGB I berechtigen kann (Vgl. Berlit aaO m.w.N.), ist darauf hinzuweisen,
dass mit der E-Mail des Antragstellers an seinen BevollmÃ¤chtigten vom 16.
Dezember 2019, die Letzterer mit der Eilantragschrift beim Sozialgericht Schleswig
eingereicht hat, zwar deutliche Hinweise darauf vorliegen, dass der Antragsteller
sich grundsÃ¤tzlich weigert, sich Ã¤rztlich, jedenfalls psychiatrisch, untersuchen zu
lassen. Dies kann bei PrÃ¼fung der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides vom 12.
Dezember 2019 aber nicht berÃ¼cksichtigt werden, denn dieses Schreiben ist nach
Bescheiderlass verfasst worden und sein Inhalt im Rahmen einer gegen den
Bescheid vom 12. Dezember 2019 nur zulÃ¤ssigen reinen Anfechtungsklage nicht
zu berÃ¼cksichtigen.

Selbst wenn man mit dem Antragsgegner und dem Sozialgericht die Vorschriften
der Â§Â§ 60 ff SGB I auch in den AnwendungsfÃ¤llen des Â§ 32 SGB II gleichrangig
neben dieser Vorschrift fÃ¼r anwendbar hielte, ergÃ¤be die anzustellende
summarische PrÃ¼fung gleichwohl Ã¼berwiegende Erfolgsaussichten des
Antragstellers in der Hauptsache, denn es stÃ¶Ã�t jedenfalls auf gewichtige
Bedenken, wenn ein LeistungstrÃ¤ger wie hier die Vorschriften Â§ 32 SGB II und Â§
66 SGB I nicht nur gleichrangig zueinander ansieht, sondern fÃ¼r einen
MeldeverstoÃ� auch noch nebeneinander zur Anwendung bringt, einen
MitwirkungsverstoÃ� eines Leistungsberechtigten also in unterschiedlichen
Regelungssysteme doppelt sanktioniert.

Selbst wenn man dies grundsÃ¤tzlich fÃ¼r zulÃ¤ssig hielte, hÃ¤tte es sich dem
Antragsgegner jedenfalls aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, dass dieser spezielle Umstand im
Rahmen der nach Â§ 66 Abs. 1 SGB I anzustellenden ErmessenserwÃ¤gungen zu
berÃ¼cksichtigen ist. Dem Antragsgegner ist durchaus zugute zu halten, dass er
bei Erlass seines Bescheides vom 12. Dezember 2019 Ermessen ausgeÃ¼bt hat. Es
fÃ¤llt zwar schwer, die umfangreiche Darstellung des Sachverhalts und die
tatbestandliche Subsumtion unter die zwingenden Voraussetzungen des Â§ 66 SGB I
von der erforderlichen AusÃ¼bung des Ermessens abzugrenzen. Gleichwohl lÃ¤sst
sich den AusfÃ¼hrungen des Antragsgegners entnehmen, dass ihm bewusst war,
dass keine gebundene Entscheidung zu treffen war, und ihm eine andere
Entscheidung grundsÃ¤tzlich mÃ¶glich war. Sichtbar wird das insbesondere aus
dem Hinweis, dass GrÃ¼nde, die im Rahmen der Ermessensentscheidung
zugunsten des Antragstellers zu berÃ¼cksichtigen seien, nicht vorgetragen seien.
Im Rahmen der ErmessensausÃ¼bung war der Antragsgegner aber auch gehalten,
Besonderheiten des Einzelfalles, die fÃ¼r ihn erkennbar sind, zu berÃ¼cksichtigen,
auch wenn dies vom Antragsteller nicht vorgetragen wird. Dazu gehÃ¶rt der
Umstand, dass der Antragsgegner nur 8 Tage zuvor mit Bescheid vom 4. Dezember
2019 bereits wegen des Nichterscheinens zur amtsÃ¤rztlichen Begutachtung am
10. Oktober 2019 eine andere Rechtsfolge ausgesprochen hat. Das parallele
Zusammentreffen dieser beiden Bescheide ist jeweils so ungewÃ¶hnlich, dass der
Antragsgegner es im Rahmen der nach Â§ 66 Abs. 1 anzustellenden
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ErmessenserwÃ¤gungen nicht ignorieren durfte. Er hat diesen Umstand im Bescheid
vom 12. De-zember 2019 aber gar nicht erwÃ¤hnt, so dass zwar kein
Ermessensnichtgebrauch aber eine fehlerhafte AusÃ¼bung des Ermessens vorliegt.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§ 193
Abs. 1, Abs. 4 SGG und folgt der Sachentscheidung.

Soweit die Beschwerde gegen die Versagung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das
Verfahren vor dem Sozialgericht gerichtet ist, war sie zurÃ¼ckzuweisen. Ebenso
war der Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Verfahren vor
dem Landessozialgericht abzulehnen. Der Antragsteller ist nicht (mehr)
prozesskostenhilfebedÃ¼rftig im Sinne von Â§ 73 a Abs. 1 SGG i.V.m. Â§ 114
Zivilprozessordnung (ZPO), denn er erhÃ¤lt durch diesen Beschluss einen
unanfechtbaren Anspruch auf Ã�bernahme der sonst durch die Prozesskostenhilfe
zu deckenden Kosten durch den Antragsgegner.

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG nicht gegeben.

Erstellt am: 18.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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